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FDP-Fraktion 
in der Bürgerschaft 
der Hansestadt Lübeck

► Nr.  VO/2023/12471
öffentlich

Lübeck, 21.08.2023

Antrag 

Bearbeitung: Astrid Völker (E-Mail: astrid.voelker@luebeck.de Telefon: 122-1051)

FDP: Gendersprache der Verwaltung evaluieren
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

31.08.2023 Bürgerschaft der Hansestadt Lübeck Öffentlich zur Entscheidung

Antrag:
Der Bürgermeister wird beauftragt, der Bürgerschaft bis zur Sitzung im November 2023 zu 
berichten,

a) welche Ziele er mit der Anordnung der Gendersprache in der Verwaltung im Jahr 
2019 verfolgt hat,

b) ob die Ziele erreicht wurden,
c) wie sich die Anordnung auf die Verständlichkeit von Texten ausgewirkt hat, wie sich 

insbesondere die Anordnung zum Beschluss der Bürgerschaft zur Verwendung “ein-
facher Sprache” verhält,

d) wie die Stadt damit umgeht, dass sie selbst im Auftreten nach außen die Gender-
sprache verwendet, während die Gendersprache in ihren Schulen gemäß offizieller 
Anordnung der Landesregierung als Fehler gewertet wird.

Die Bürgerschaft wird auf Grundlage des Berichts eine Entscheidung über Beibehaltung, 
Beendigung oder Veränderung des Genderns durch die Verwaltung und für ihre Rechtsset-
zungsakte (Satzungen) treffen.

Begründung:
Erfolgt mündlich

Anlagen:

   Vorsitzende/r
der FDP-Fraktion


